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VORSCHLÄGE
[bookmark: DocEPTmp][bookmark: DocEPTmp2]Der Petitionsausschuss ersucht den federführenden Rechtsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:
1.	würdigt die wichtige Funktion, die der Petitionsausschuss – gerade in diesen schwierigen Zeiten für die Union – als Bindeglied zwischen den Bürgern, Unternehmen und zivilgesellschaftlichen Organisationen in der EU und den Organen der EU erfüllt; hebt den wichtigen Beitrag hervor, der im Hinblick auf die Verbesserung des Ansehens und der Glaubwürdigkeit der Union durch die umfassende Achtung der Grundrechte der Bürger geleistet wird, wenn das Unionsrecht wirksam angewendet wird;
2.	stellt fest, dass Petitionen nicht nur Informationen aus erster Hand über Verstöße gegen das Unionsrecht und seine unzulängliche Anwendung in den Mitgliedstaaten bieten, sondern auch über etwaige Schlupflöcher in den EU-Rechtsvorschriften Aufschluss geben und ein Mittel sind, durch das die Bürger neue Rechtsvorschriften, die angenommen werden könnten, sowie mögliche Verbesserungen der geltenden Rechtstexte vorschlagen können; bekräftigt, dass die wirksame Bearbeitung von Petitionen eine Herausforderung für die Kommission und das Parlament darstellt, durch die jedoch letztendlich die Kapazität dieser Organe gestärkt wird, auf Probleme im Zusammenhang mit der Umsetzung und der unzulänglichen Anwendung der EU-Rechtsvorschriften zu reagieren und diese zu lösen; stellt fest, dass die Kommission der Umsetzung des Unionsrechts größte Bedeutung beimisst, damit es den Bürgern in ihrem Alltag zugutekommt; betont, dass Entscheidungsprozesse und die Verwaltung transparent, unparteiisch und unabhängig sein müssen;
3.	begrüßt, dass die Kommission den Schwerpunkt ihres Jahresberichts auf die Durchsetzung des Unionsrechts gelegt hat; stellt fest, dass die Petenten leider sehr häufig auf Verstöße gegen das Unionsrecht – insbesondere in den Bereichen Umwelt, Justiz, Grundrechte, Binnenmarkt, Verkehr, Gesundheit, Beschäftigung und soziale Angelegenheiten, Bildung und Kultur – hinweisen; weist darauf hin, dass die Kommission in ihrem Bericht hervorhebt, dass sie diese Bereiche im Jahr 2015 als politische Schwerpunktbereiche betrachtet hat; betont, dass eine verzögerte Umsetzung negative Auswirkungen auf die Rechtssicherheit hat;
4.	fordert die Kommission auf, den Mitgliedstaaten eindringlich nahezulegen, dafür Sorge zu tragen, dass die EU-Rechtsvorschriften über den freien Personenverkehr strikt durchgesetzt werden, insbesondere dadurch, dass die damit verbundenen wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte in vollem Umfang geachtet werden; weist darauf hin, dass der freie Personenverkehr nicht nur eine der Grundfreiheiten der EU und ein wesentliches Element der EU-Bürgerschaft darstellt, sondern in einem Umfeld, in dem die Grundrechte in vollem Umfang geschützt sind, auch insbesondere beim Zugang zur sozialen Sicherheit große Bedeutung für die EU-Bürger und ihre Familien sowie für deren Bild von der EU hat und häufig Gegenstand von Petitionen ist;
5.	stellt besorgt fest, dass sich bestimmte Mitgliedstaaten ihrer Pflichten im Bereich Asyl und Migration entziehen; begrüßt, dass die Kommission im Hinblick auf die Anwendung des Unionsrechts im Bereich Asyl und Migration gegenüber den Mitgliedstaaten Strenge walten lässt; weist darauf hin, dass die EU aufgrund der Migrationsströme nach Europa vor einer beispiellosen rechtlichen, politischen und humanitären Herausforderung steht; bedauert, dass die EU ihre Zusagen hinsichtlich der Zuweisung von Flüchtlingen nicht einhält und dass die Mitgliedstaaten ihre Verpflichtungen, eine bestimmte Zahl von Flüchtlingen aufzunehmen, nicht erfüllen; fordert die Mitgliedstaaten auf, auch internationale Übereinkommen über Menschenrechte zu berücksichtigen, wenn sie Flüchtlinge aufnehmen und zuweisen; hofft, dass die Kommission die Anwendung der Europäischen Migrationsagenda durch die Mitgliedstaaten systematisch überwachen wird; erinnert daran, dass eine wirksame EU-Migrationspolitik auf einem ausgeglichenen Verhältnis zwischen Verantwortung und Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten aufbauen muss;
6.	spricht sein tiefes Bedauern über die Verzögerungen im Rahmen des Vertragsverletzungsverfahrens NIF 2014/4231 aus, das den gegen die Bestimmungen der Richtlinie 1999/70/EG verstoßenden Missbrauch von Zeitverträgen in der öffentlichen Verwaltung in Italien betrifft; fordert die Kommission auf, in dieser Angelegenheit so rasch wie möglich zu agieren, damit die entsprechenden EU-Rechtsvorschriften ordnungsgemäß durchgesetzt und die Rechte der Bürger in vollem Umfang geachtet werden;
7.	weist darauf hin, dass die Sparpolitik und die damit verbundenen, von den Mitgliedstaaten durchgeführten Kürzungen der Mittel für die öffentliche Verwaltung und das Justizsystem dazu geführt haben, dass die Rechte der Bürger weniger geachtet und gleichzeitig die Probleme im Zusammenhang mit der ordnungsgemäßen Umsetzung des Unionsrechts verschärft werden;
8.	stellt fest, dass die Kommission gegen das Problem der mangelhaften Luftqualität in Europa vorgegangen ist – das auch im Rahmen von Petitionen mehrfach von den Bürgern angeprangert wurde –, indem sie mehrere Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet hat, die sich im Zusammenhang mit den fortwährenden Überschreitungen der Grenzwerte für NO2 auf Verstöße gegen die Bestimmungen der Richtlinie 2008/50/EG beziehen; 
9.	bedauert die immer weiter um sich greifenden Verzögerungen bei der Umsetzung der Strategie der Europäischen Union für den Schutz und das Wohlergehen von Tieren 2012−2015, wodurch es praktisch unmöglich ist, eine neue Strategie auf Unionsebene in die Wege zu leiten, die jedoch notwendig wäre, damit der wirksame und umfassende Schutz des Wohlergehens von Tieren sichergestellt wird, und zwar mithilfe eines aktualisierten, umfassenden und eindeutigen Rechtsrahmens, der die in Artikel 13 AEUV festgelegten Bestimmungen in vollem Umfang erfüllt;
10.	weist darauf hin, dass der Petitionsausschuss zahlreiche Petitionen erhalten hat, die sich auf das Wohl des Kindes beziehen; hofft, dass die laufende Überprüfung der Brüssel IIa‑Verordnung dazu beitragen wird, die Lücken in der Verordnung zu schließen und die Mängel bei ihrer Durchführung zu beheben;
11.	weist darauf hin, dass in den vergangenen Jahren Mängel bei der Anwendung von Maßnahmen zur Bekämpfung von Betrug und Geldwäsche festgestellt wurden; fordert die Kommission auf, ihre Anstrengungen zu verstärken und dafür zu sorgen, dass die entsprechenden EU-Rechtsvorschriften konsequent angewendet werden;
[bookmark: _GoBack]12.	bedauert, dass die Umsetzung von Richtlinien durch die Mitgliedstaaten weiterhin ein Problem darstellt, worauf im Jahresbericht 2015 hingewiesen wird; begrüßt die großen Fortschritte bei der Behebung von Mängeln im Zusammenhang mit der Anwendung des Unionsrechts, die durch das EU-Pilot-Verfahren erzielt wurden; weist darauf hin, dass EU-Pilot-Verfahren dazu beitragen, Probleme im Zusammenhang mit der Anwendung des Unionsrechts zu lösen, wodurch die Einleitung von Vertragsverletzungsverfahren verhindert werden kann; stellt fest, dass seit dem Beitritt aller Mitgliedstaaten zum EU-Pilot-System (am 1. Juli 2013) noch nie so wenige EU-Pilot-Verfahren eingeleitet wurden wie 2015, obwohl die Zahl der Vertragsverletzungsverfahren nach wie vor hoch ist;
13.	bedauert, dass keine genauen Angaben zur Anzahl der Petitionen vorliegen, die zur Einleitung eines EU-Pilot- bzw. eines Vertragsverletzungsverfahrens geführt haben; fordert die Kommission daher auf, regelmäßig über die im Zusammenhang mit derartigen Verfahren stehenden Sachverhalte zu berichten, wodurch der strukturierte Dialog erleichtert und die Beilegung von Streitigkeiten beschleunigt würde; fordert die Kommission auf, sich mit dem Petitionsausschuss über diese Berichte auszusprechen und den für die Anwendung und Vereinfachung des Unionsrechts zuständigen Vizepräsidenten proaktiv einzubinden; fordert die Kommission auf, die Petenten in das ihre Petition betreffende EU-Pilot-Verfahren einzubeziehen, um unter anderem den Dialog zwischen den Petenten und den entsprechenden nationalen Behörden zu erleichtern;
14.	betont, dass Informanten sowohl den europäischen als auch den einzelstaatlichen Institutionen wertvolle Hinweise zur fehlerhaften Anwendung des Unionsrechts geben können; betont erneut, dass sie daher in ihrem Handeln gefördert und nicht behindert werden sollten;
15.	fordert die Kommission auf, bei der Abschätzung der Auswirkungen des Unionsrechts sämtliche Interessenträger, insbesondere die Sozialpartner, die nichtstaatlichen Organisationen und die Verbraucherschutzorganisationen, einzubeziehen;
16.	weist darauf hin, dass gemäß dem Vertrag zwar in erster Linie die Mitgliedstaaten für die korrekte Umsetzung, Anwendung und Durchsetzung des Unionsrechts zuständig sind, dass die Organe der EU dadurch jedoch nicht von der Pflicht entbunden sind, bei mutmaßlichen Verstößen gegen das Unionsrecht für eine angemessene Überwachung sowie punktuelle und gründliche Kontrollen zu sorgen, insbesondere wenn diese Verstöße im Rahmen von Petitionen von den Bürgern aufgezeigt wurden;
17.	weist darauf hin, dass durch Verzögerungen und Unzulänglichkeiten bei EU-Pilot- und Vertragsverletzungsverfahren, aufgrund deren etwaige Verstöße gegen das Unionsrecht nicht zügig behoben werden können, unter anderem auch das in Artikel 41 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union verankerte Recht auf gute Verwaltung beeinträchtigt wird;
18.	befürwortet die Einführung der Agenda für bessere Rechtssetzung, mit der das Rechtsetzungsverfahren transparenter, offener für Beiträge von Interessenträgern und insgesamt leichter nachvollziehbar gestaltet werden soll; begrüßt in diesem Zusammenhang das Programm REFIT, das als Plattform für den Austausch zwischen der Kommission und den nationalen Behörden fungiert; weist darauf hin, dass eindeutige, einfache und wirksame EU-Rechtsvorschriften geschaffen werden müssen, die einfach umzusetzen und durchzusetzen sind und für mehr soziale Gerechtigkeit sorgen; sieht dem weiteren Ausbau des Portals hoffnungsvoll entgegen, bei dem die Funktionen verbessert werden, mit denen Petenten sich bei der Einreichung von Petitionen einen Überblick über die Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten und der Union verschaffen können, wodurch die Zahl der später als unzulässig eingestuften Petitionen verringert werden soll; fordert die Mitgliedstaaten auf, alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, damit sie ihre Zusagen in der Gemeinsamen Politischen Erklärung der Mitgliedstaaten und der Kommission vom 28. September 2011 zu erläuternden Dokumenten einhalten können, und zwar unter anderem dadurch, dass sie Entsprechungstabellen bereitstellen, die eindeutige und genaue Informationen über die nationalen Maßnahmen zur Umsetzung von Richtlinien in ihre jeweilige einzelstaatliche Rechtsordnung enthalten;
19.	fordert die Kommission auf, ihre Maßnahmen zur Verbesserung der Achtung, der Umsetzung und der Anwendung des Unionsrechts in den Mitgliedstaaten weiter aktiv voranzutreiben und in ihren nächsten Jahresbericht Angaben über die Durchführungsrate von EU-Verordnungen aufzunehmen, wie dies bereits bei EU-Richtlinien der Fall ist;
20.	begrüßt, dass die Kommission Anstrengungen unternimmt, die Bürger über ihre Rechte zu informieren und ihnen ausreichende Rechtsbehelfe bereitzustellen; fordert die Kommission auf, ausführlichere Informationen über die Nutzung dieser speziellen Plattformen in ihren Bewertungsbericht aufzunehmen;
21.	fordert die Mitgliedstaaten auf, keine Überregulierung zu betreiben, um keinen übermäßigen Regulierungs- und Verwaltungsaufwand entstehen zu lassen, der zulasten der Bürger und Unternehmen in der EU gehen würde; ist der Ansicht, dass unnötige einzelstaatliche Maßnahmen, die über die Anforderungen der EU hinausgehen, die Skepsis gegenüber der EU erhöhen und die Legitimität der EU und ihrer Tätigkeiten untergraben.
[bookmark: ProcPageAD]
ANGABEN ZUR ANNAHME IM MITBERATENDEN AUSSCHUSS
	Datum der Annahme
	22.3.2017
	
	
	

	Ergebnis der Schlussabstimmung
	+:
–:
0:
	21
2
2

	Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung anwesende Mitglieder
	Margrete Auken, Heinz K. Becker, Soledad Cabezón Ruiz, Pál Csáky, Rosa Estaràs Ferragut, Eleonora Evi, Lidia Joanna Geringer de Oedenberg, Peter Jahr, Rikke Karlsson, Svetoslav Hristov Malinov, Roberta Metsola, Marlene Mizzi, Cristian Dan Preda, Gabriele Preuß, Laurenţiu Rebega, Virginie Rozière, Jarosław Wałęsa, Cecilia Wikström

	Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung anwesende Stellvertreter
	Urszula Krupa, Kostadinka Kuneva, Julia Pitera, Julia Reda, Rainer Wieland, Boris Zala

	Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung anwesende Stellv. (Art. 200 Abs. 2)
	Florent Marcellesi



[bookmark: RollCallPageAD]
NAMENTLICHE SCHLUSSABSTIMMUNG IM MITBERATENDEN AUSSCHUSS
	21
	+

	ALDE
	Cecilia Wikström

	ECR
	Rikke Karlsson

	PPE
	Heinz K. Becker, Pál Csáky, Rosa Estaràs Ferragut, Peter Jahr, Svetoslav Hristov Malinov, Roberta Metsola, Julia Pitera, Cristian Dan Preda, Jarosław Wałęsa, Rainer Wieland

	S&D
	Soledad Cabezón Ruiz, Lidia Joanna Geringer de Oedenberg, Marlene Mizzi, Gabriele Preuß, Virginie Rozière, Boris Zala

	Verts/ALE
	Margrete Auken, Florent Marcellesi, Julia Reda



	2
	-

	ECR
	Urszula Krupa

	ENF
	Laurenţiu Rebega



	2
	0

	EFDD
	Eleonora Evi

	GUE/NGL
	Kostadinka Kuneva



Erklärung der benutzten Zeichen:
+	:	dafür
-	:	dagegen
0	:	Enthaltung


<PathFdR>AD\1120810DE.docx</PathFdR>		PE<NoPE>597.698</NoPE><Version>v03-00</Version>
DE	In Vielfalt geeint	DE
PE<NoPE>597.698</NoPE><Version>v03-00</Version>	6/8	<PathFdR>AD\1120810DE.docx</PathFdR>
DE
<PathFdR>AD\1120810DE.docx</PathFdR>	5/8	PE<NoPE>597.698</NoPE><Version>v03-00</Version>
	DE
image1.png




